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Bildungspolitik aktuell: Verordnete  
Ausbildungsquoten sind keine Lösung  

Am 26. März 2026 hat das Berliner Abgeordnetenhaus die Einführung einer Ausbildungsplatzabgabe beschlossen –  
trotz des starken Anstiegs zusätzlicher Ausbildungsverträge durch die Berliner Wirtschaft in den vergangenen zwei  
Jahren. Laut Umfragen berichten 40 Prozent der Unternehmen, dass sie nicht alle ihre Ausbildungsplätze besetzen  
können. Das neue Gesetz verschiebt die Verantwortung für den Ausbildungsmarkt einseitig auf die Unternehmen.

ENGAGEMENT DER WIRTSCHAFT WERTSCHÄTZEN
Es ist eine Fehlannahme, dass allein eine verordnete 
Abgabe die Ausbildungsquote steigern kann. Die Fokussie‑
rung auf Quoten geht stattdessen zu Lasten der Qualität 
in der dualen Ausbildung. Dabei zeigen die rund 1.300 
zusätzlichen Ausbildungsverträge seit 2023, dass bessere 
Berufsorientierung und passgenaues Matching wirken – 
ihre volle Stärke entfalten die Initiativen aus dem Bündnis 
für Ausbildung aber erst in den kommenden Jahren. Der 
Gesetzgeber geringschätzt dieses Engagement der Unter‑
nehmen für Ausbildung in fordernden Zeiten. Passive Aus‑
bildungsbetriebe geben in IHK‑Umfragen an, erst wieder 
auszubilden, wenn geeignete Bewerbende verfügbar sind, 
sich die wirtschaftliche Lage verbessert und die bürokra‑
tischen Anforderungen abnehmen. Einige Betriebe wissen 
derzeit nicht, wie sich ihre wirtschaftliche Situation in zwei 
Jahren darstellen wird.

BETREUUNG UND QUALITÄT SICHERSTELLEN
Statt die Gründe für unversorgte Jugendliche bei der 
Wurzel zu packen, versucht das Gesetz die Symptome zu 
bekämpfen. Zentrale Fragen bleiben unbeantwortet – etwa, 
wie unbesetzte Ausbildungsplätze besser besetzt oder 
die notwendigen Basiskompetenzen bei Berlins Schulab‑
gängern abgesichert werden sollen. Gleichzeitig zeigen 
Projekte wie BOOM oder passgenaue Ausbildungs- und 
Matchingformate in Zusammenarbeit mit der Jugendbe‑
rufsagentur, dass gezielte Berufsorientierung und frühes 
Matching wirken. Jahrelange Fehlentwicklungen kann die 
Berliner Wirtschaft aber nicht allein beheben.

DUALES STUDIUM PRAKTIKABEL MACHEN
Wer den Ausbildungsstandort Berlin stärken will, muss 
§ 43a Schulgesetz anpassen. Die gleichzeitige Verpflich‑
tung zum Besuch von Hochschule, Betrieb und Berufs‑
schule führt zu Doppelstrukturen, hoher Belastung und 
sinkender Attraktivität des ausbildungsintegrierten Dualen 
Studiums, weshalb Unternehmen entsprechende Angebote 
zunehmend zugunsten praxisintegrierender Studienmodel‑
le zurückfahren. Das ist auch deshalb problematisch, weil 
im Rahmen der Ausbildungsplatzabgabe ausschließlich 
ausbildungsintegrierte duale Studienplätze angerechnet 
werden – eine ausdrückliche Befreiungsmöglichkeit nach 
§ 43a SchulG ist daher notwendig, um diese Studienform 
abzusichern und Rechtssicherheit zu schaffen.

AUSBILDUNG INNOVATIV STÄRKEN 
Eine langfristige Stärkung der dualen Ausbildung gelingt 
nicht durch zusätzliche Bürokratie, sondern durch innova‑
tive Ansätze zur Weiterentwicklung des Ausbildungssys‑
tems. Dazu gehört neben der gesetzlichen Verankerung 
der inhaltlichen Zusammenarbeit von Berufsschulen und 
Betrieben auch die Erprobung und Einführung modularer 
Ausbildungsmodelle, zum Beispiel in Form von Pilotpro‑
jekten.
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